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1. Berufungsprozesse (reguläres Verfahren, Ausschreibungsverzicht, Genie-
klausel)  

 
§ 36 HSG LSA1 Berufungsverfahren 
(1) 1Wird eine Stelle für einen Professor oder eine Professorin frei, entscheidet die 
Leitung der Hochschule nach Anhörung des Fachbereichsrates und nach Stellung-
nahme des Senats, ob die bestehende Professur beibehalten, deren Funktionsbe-
schreibung geändert, die Stelle einem anderen Aufgabenbereich zugewiesen oder 
nicht wiederbesetzt werden soll. 2Die Entscheidung ist dem Ministerium anzuzeigen. 
3Das Ministerium erklärt die Freigabe der Entscheidung, wenn diese mit den mit dem 
Ministerium vereinbarten Zielvereinbarungen und den Strukturentscheidungen der 
staatlichen Hochschulplanung übereinstimmt. 4Sofern vier Wochen nach Anzeige 
und Nachweis der vollständigen Unterlagen vom Ministerium keine Einwände erho-
ben werden, gilt die Freigabe als erklärt. 
(2) 1Die Stellen für Professoren und Professorinnen sind öffentlich und in geeigneten 
Fällen international auszuschreiben. 2Die Ausschreibung muss Art und Umfang der 
zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. 3Von der Ausschreibung einer Professur kann 
abgesehen werden, wenn 
1. ein Professor oder eine Professorin in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf dieselbe Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll, 

2. zur Abwehr eines einer höheren Besoldungsgruppe zugeordneten oder mit einer 
wesentlich besseren Ausstattung an Personal oder Sachmitteln verbundenen 
Rufes auf eine externe Professorenstelle von der Hochschule eine gleich- oder 
höherwertige Professorenstelle angeboten wird; dies gilt mit Zustimmung des 
Ministeriums auch für die Berufung von Juniorprofessoren oder Juniorprofesso-
rinnen in einem solchen Verfahren, 

3. in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung des Ministeriums ein Junior-
professor oder eine Juniorprofessorin auf eine Professur in einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis be-
rufen werden soll; die Zustimmung und das hierfür notwendige Verfahren kann 
auch in einer Zielvereinbarung oder einer Ergänzungsvereinbarung geregelt 
werden, 

4. eine Professur mit einem Nachwuchswissenschaftler oder einer Nachwuchswis-
senschaftlerin besetzt werden soll, der oder die durch ein wissenschaftliches 
Förderprogramm gefördert wird, das seinerseits ein Ausschreibungs- und Be-
gutachtungsverfahren nach wissenschaftsadäquaten Kriterien vorsieht, 

5. eine Professur besetzt werden soll, die durch ein wissenschaftliches Förderpro-
gramm finanziert wird, dessen Vergabebestimmungen ein Ausschreibungs- oder 
ein Bewerbungsverfahren nach wissenschaftsadäquaten Kriterien mit Begut-
achtung vorsehen, oder 

6. eine Professur mit einer in besonders herausragender Weise qualifizierten Per-
son besetzt werden soll, deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qua-
lität und Profilbildung im besonderen Interesse der Hochschule liegt, und der 
Zweck der Ausschreibung durch ein gleichwertiges Verfahren gewährleistet ist; 
dies gilt insbesondere für gemeinsame Berufungsverfahren. 
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4Soll ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin, ein Professor oder eine Pro-
fessorin der eigenen Hochschule in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einem 
befristeten Beschäftigungsverhältnis mit der Besoldungsgruppe W 1 oder W 2 auf 
eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen werden, ist von einer Ausschreibung abzusehen, 
wenn 
1. dies in der Ausschreibung der Professur in einem Beamtenverhältnis auf Zeit 

oder einem befristeten Beschäftigungsverhältnis in Aussicht gestellt wurde und 
2. die bereits bei der Ausschreibung ausgewiesenen Anforderungen an Eignung, 

Befähigung und fachliche Leistung gemäß der Berufungsordnung nach Absatz 
11 erfüllt sind (Tenure Track). 

(3) 1Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlages wird durch den Fachbereichsrat 
des Fachbereiches, in dem die Stelle zu besetzen ist, eine Berufungskommission 
gebildet. 2Ihr sollen mit Stimmrecht angehören 
1. der Dekan oder die Dekanin des Fachbereiches oder ein anderer Professor oder 

eine andere Professorin als Vorsitzender oder Vorsitzende, 
2. vier Professoren und Professorinnen oder, soweit sie positiv evaluiert sind, Ju-

niorprofessoren und Juniorprofessorinnen der Hochschule, 
3. mindestens ein weiterer Professor oder eine weitere Professorin aus einer an-

deren Hochschule, 
4. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach § 33a Abs. 1 Satz 

1 Nrn. 2 und 3, 
5. zwei Studierende und 
6. der oder die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereiches nach § 72 Abs. 4 

Satz 1. 
3Mindestens drei stimmberechtigte Mitglieder sollen Frauen sein; eine davon Profes-
sorin. 4Mitglieder der Berufungskommission nach Satz 2 Nrn. 2 und 3 können im 
Ruhestand befindliche Professoren und Professorinnen sein, es sei denn, es handelt 
sich um die Besetzung des Lehrstuhls, den sie vor Eintritt in den Ruhestand selbst 
innehatten. 
(4) 1Die Mitglieder der Berufungskommission können dem Berufungsvorschlag ein 
Sondervotum anfügen. 2Das Votum des oder der Gleichstellungsbeauftragten ist 
dem Berufungsvorschlag beizufügen. 3Der Fachbereichsrat beschließt über den Be-
rufungsvorschlag, bei Berufungen im Bereich des Klinikums im Benehmen mit dem 
Klinikvorstand des Universitätsklinikums, und leitet ihn dem Vorsitzenden oder der 
Vorsitzenden des Senats zu. 
(5) Der Senat kann bestimmen, dass der Berufungskommission ein vom Senat zu 
bestimmender Senatsberichterstatter oder eine Senatsberichterstatterin mit bera-
tender Stimme angehört. 
(6) Bei der Berufung von Professoren und Professorinnen können die wissenschaft-
lichen oder künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie Juniorprofessoren 
und Juniorprofessorinnen der eigenen Hochschule in begründeten Ausnahmefällen 
berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion die Hochschule gewechselt 
hatten, mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden Hochschule wissenschaft-
lich tätig waren oder einen Ruf auf eine externe Professorenstelle erhalten haben. 
(7) Die Berufung von Personen, die sich nicht beworben haben, ist nur in besonders 
begründeten Ausnahmefällen zulässig. 
(8) 1Die Professoren und Professorinnen werden durch den Rektor oder die Rektorin 
auf den Berufungsvorschlag des Fachbereiches nach Beteiligung des Senats 
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berufen. 2Der Rektor oder die Rektorin kann einen Professor oder eine Professorin 
abweichend von der Reihenfolge des Berufungsvorschlags des Fachbereiches be-
rufen oder einen neuen Berufungsvorschlag anfordern, soweit er oder sie den Beru-
fungsvorschlag für nicht vereinbar mit rechtlichen Vorschriften, der Hochschulstruk-
turplanung oder den Zielvereinbarungen hält oder Vorgeschlagene den an sie er-
gangenen Ruf ablehnen. 
(9) Lehnen Vorgeschlagene den Ruf ab oder nehmen ihn innerhalb einer von der 
Hochschule bestimmten Frist nicht an oder bestehen begründete Bedenken gegen 
die Erteilung des Rufes, so kann der Rektor oder die Rektorin den Fachbereich zu 
einem neuen Berufungsvorschlag auffordern. 
(10) Liegt der Leitung der Hochschule 
1. acht Monate nach Errichtung der Planstelle oder nach Änderung der Denomina-

tion, 
2. sechs Monate nach der Aufforderung, einen neuen Berufungsvorschlag einzu-

reichen, oder 
3. sechs Monate nach Freiwerden der Stelle aus sonstigen Gründen 
kein Berufungsvorschlag vor und bestehen keine zwingenden Gründe für die Verzö-
gerung des Vorschlages, beruft die Leitung der Hochschule nach Anhörung des 
Fachbereiches eine geeignete Person. 
(11) Die Hochschule regelt Näheres zum Berufungsverfahren für Professoren und 
Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen, insbesondere Zustän-
digkeiten, Mitwirkung und Verfahren, in einer Berufungsordnung, die der Senat als 
Satzung erlässt und die vom Ministerium zu genehmigen ist. 
(12) 1Die Hochschule darf Zusagen über die Ausstattung des vorgesehenen Aufga-
benbereiches im Rahmen der vorhandenen Personal- und Sachmittel machen. 2Die 
Zusagen sind zeitlich befristet und stehen unter dem Vorbehalt, dass die erforderli-
chen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. 3Die Zusagen können mit der Verpflich-
tung verbunden werden, dass der Professor oder die Professorin für eine angemes-
sene, im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der Hochschule bleiben wird. 4Für den 
Fall eines von dem Professor oder der Professorin zu vertretenden vorzeitigen Aus-
scheidens aus der Hochschule kann eine Erstattung der durch die Hochschule zu-
gesagten Mittel vereinbart werden. 
 
§ 37 HSG LSA Gemeinsame Berufungen 
1Zur Förderung gemeinsamer Aufgaben in Forschung und Lehre zwischen einer 
Hochschule und einer Forschungseinrichtung außerhalb des Hochschulbereichs 
können diese aufgrund öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen gemeinsame Beru-
fungsverfahren durchführen. 2In der Vereinbarung kann insbesondere geregelt wer-
den, dass der Berufungsvorschlag weniger als drei Namen enthält und dass die Be-
rufungskommission abweichend von § 36 Abs. 3 Satz 2 zusammengesetzt wird. 
3Die Gruppe der Professoren und Professorinnen in der Berufungskommission soll 
sich aus Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen der Forschungseinrichtung 
und Professoren und Professorinnen der Hochschule zusammensetzen, die gemein-
sam über die Mehrheit der Sitze verfügen müssen. 4Zur Gruppe der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter- und Mitarbeiterinnen sollen Wissenschaftler und Wissenschaftle-
rinnen der Forschungseinrichtung hinzutreten. 
 

 
  



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Gewinnung und Berufung internationaler Professor:innen 
Stand: 14.10.2024  
 

6 
 

2. Voraussetzungen für die Berufung in das Professor:innenverhältnis 
 

a) Juniorprofessur  

 
§ 40 HSG LSA Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessoren und Juni-
orprofessorinnen 
1Einstellungsvoraussetzungen für Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen sind 
neben den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, 
3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die 

herausragende Qualität einer Promotion nachgewiesen wird. 
2Die Zeit zwischen der letzten Prüfungsleistung der Promotion und der Bewerbung 
auf eine Juniorprofessur soll in der Regel nicht mehr als sechs Jahre betragen. 3Ju-
niorprofessoren und Juniorprofessorinnen mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tier-
ärztlichen Aufgaben sollen zusätzlich die Anerkennung als Facharzt oder Fachärztin 
nachweisen, soweit für das betreffende Fachgebiet eine entsprechende Weiterbil-
dung vorgesehen ist. 4§ 35 Abs. 5 Satz 1 gilt entsprechend. 5Die Regelungen des 
Wissenschaftszeitvertragsgesetzes bleiben unberührt. 

b) Professur  

 
§ 35 HSG LSA Berufungsvoraussetzungen für Professoren und Professorin-
nen 
(1) Die Berufung ist an das Vorhandensein einer Stelle für einen Professor oder für 
eine Professorin oder entsprechender Mittel gebunden. 
(2) Als Professor oder Professorin kann berufen werden, wer die allgemeinen dienst-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllt und mindestens nachweist 
1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
2. pädagogische Eignung, 
3. besondere Befähigung zur wissenschaftlichen Arbeit, die in der Regel durch die 

Qualität einer Promotion nachgewiesen wird, oder besondere Befähigung zur 
künstlerischen Arbeit und 

4. darüber hinaus je nach Anforderungen der Stelle 
a) zusätzliche wissenschaftliche (Absatz 3) oder künstlerische Leistungen 

oder 
b) besondere Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftli-

cher Erkenntnisse und Methoden in einer beruflichen Praxis, von der grund-
sätzlich drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt werden sol-
len. 

(3) 1Die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen nach Absatz 2 Nr. 4 Buchst. a 
sind im Rahmen einer Juniorprofessur oder durch eine Habilitation oder eine gleich-
wertige wissenschaftliche, technische oder künstlerische Leistung nachzuweisen. 
2Im Übrigen können sie insbesondere im Rahmen einer Tätigkeit als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter oder wissenschaftliche Mitarbeiterin an einer Hochschule oder einer 
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außeruniversitären Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftli-
chen Tätigkeit in der Wirtschaft oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im 
In- oder Ausland erbracht werden. 
(4) Die Hochschulen berücksichtigen beim Nachweis der Einstellungsvoraussetzun-
gen nach Absatz 2 Nr. 4 Buchst. a und b Schutzfristen nach dem Mutterschutzge-
setz, Kindererziehungszeiten im Sinne des § 56 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch sowie Zeiten der tatsächlichen Pflege pflegebedürftiger Angehöriger nach dem 
Pflegezeitgesetz und nach dem Familienpflegezeitgesetz. 
(5) 1Auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung erziehungs-
wissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerbildung vorsieht, 
soll nur berufen werden, wer eine dreijährige Schulpraxis oder geeignete pädagogi-
sche Erfahrung nachweist. 2Ausnahmsweise kann auch eine den Aufgaben entspre-
chende Erfahrung in der empirischen Forschung anerkannt werden, wenn innerhalb 
der ersten fünf Jahre nach der Berufung ein Nachweis ausreichender Berufspraxis 
erbracht wird. 3Professoren und Professorinnen an Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften müssen grundsätzlich die Einstellungsvoraussetzungen nach Ab-
satz 2 Nr. 4 Buchst. b erfüllen. 4In besonders begründeten Ausnahmefällen können 
solche Professoren und Professorinnen berufen werden, wenn sie die Einstellungs-
voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 4 Buchst. a erfüllen. 
(6) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
kann abweichend von den Absätzen 2 und 3 als Professor und Professorin einge-
stellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leistungen in der Praxis und päda-
gogische Eignung nachweist. 
(7) Professoren und Professorinnen mit ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen 
Aufgaben müssen zusätzlich die Anerkennung als Facharzt nachweisen, soweit für 
das betreffende Fachgebiet im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine entspre-
chende Weiterbildung vorgesehen ist. 
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3. Sonderfall: Regelungen zu Tenure Track  
 
§ 36 HSG LSA Berufungsverfahren 
(1) 1Wird eine Stelle für einen Professor oder eine Professorin frei, entscheidet die 
Leitung der Hochschule nach Anhörung des Fachbereichsrates und nach Stellung-
nahme des Senats, ob die bestehende Professur beibehalten, deren Funktionsbe-
schreibung geändert, die Stelle einem anderen Aufgabenbereich zugewiesen oder 
nicht wiederbesetzt werden soll. 2Die Entscheidung ist dem Ministerium anzuzeigen. 
3Das Ministerium erklärt die Freigabe der Entscheidung, wenn diese mit den mit dem 
Ministerium vereinbarten Zielvereinbarungen und den Strukturentscheidungen der 
staatlichen Hochschulplanung übereinstimmt. 4Sofern vier Wochen nach Anzeige 
und Nachweis der vollständigen Unterlagen vom Ministerium keine Einwände erho-
ben werden, gilt die Freigabe als erklärt. 
(2) 1Die Stellen für Professoren und Professorinnen sind öffentlich und in geeigneten 
Fällen international auszuschreiben. 2Die Ausschreibung muss Art und Umfang der 
zu erfüllenden Aufgaben beschreiben. 3Von der Ausschreibung einer Professur kann 
abgesehen werden, wenn 
1. ein Professor oder eine Professorin in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder 

einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf dieselbe Professur in einem Be-
amtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnis berufen werden soll, 

2. zur Abwehr eines einer höheren Besoldungsgruppe zugeordneten oder mit einer 
wesentlich besseren Ausstattung an Personal oder Sachmitteln verbundenen 
Rufes auf eine externe Professorenstelle von der Hochschule eine gleich- oder 
höherwertige Professorenstelle angeboten wird; dies gilt mit Zustimmung des 
Ministeriums auch für die Berufung von Juniorprofessoren oder Juniorprofesso-
rinnen in einem solchen Verfahren, 

3. in besonders begründeten Fällen mit Zustimmung des Ministeriums ein Junior-
professor oder eine Juniorprofessorin auf eine Professur in einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis be-
rufen werden soll; die Zustimmung und das hierfür notwendige Verfahren kann 
auch in einer Zielvereinbarung oder einer Ergänzungsvereinbarung geregelt 
werden, 

4. eine Professur mit einem Nachwuchswissenschaftler oder einer Nachwuchswis-
senschaftlerin besetzt werden soll, der oder die durch ein wissenschaftliches 
Förderprogramm gefördert wird, das seinerseits ein Ausschreibungs- und Be-
gutachtungsverfahren nach wissenschaftsadäquaten Kriterien vorsieht, 

5. eine Professur besetzt werden soll, die durch ein wissenschaftliches Förderpro-
gramm finanziert wird, dessen Vergabebestimmungen ein Ausschreibungs- oder 
ein Bewerbungsverfahren nach wissenschaftsadäquaten Kriterien mit Begut-
achtung vorsehen, oder 

6. eine Professur mit einer in besonders herausragender Weise qualifizierten Per-
son besetzt werden soll, deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qua-
lität und Profilbildung im besonderen Interesse der Hochschule liegt, und der 
Zweck der Ausschreibung durch ein gleichwertiges Verfahren gewährleistet ist; 
dies gilt insbesondere für gemeinsame Berufungsverfahren. 
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4Soll ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin, ein Professor oder eine Pro-
fessorin der eigenen Hochschule in einem Beamtenverhältnis auf Zeit oder einem 
befristeten Beschäftigungsverhältnis mit der Besoldungsgruppe W 1 oder W 2 auf 
eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen werden, ist von einer Ausschreibung abzusehen, 
wenn 
1. dies in der Ausschreibung der Professur in einem Beamtenverhältnis auf Zeit 

oder einem befristeten Beschäftigungsverhältnis in Aussicht gestellt wurde und 
2. die bereits bei der Ausschreibung ausgewiesenen Anforderungen an Eignung, 

Befähigung und fachliche Leistung gemäß der Berufungsordnung nach Absatz 
11 erfüllt sind (Tenure Track). 

[…] 
(11) Die Hochschule regelt Näheres zum Berufungsverfahren für Professoren und 
Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen, insbesondere Zustän-
digkeiten, Mitwirkung und Verfahren, in einer Berufungsordnung, die der Senat als 
Satzung erlässt und die vom Ministerium zu genehmigen ist. 
[…] 
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4. Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis/Besoldung  

 

a) Beschäftigungsstatus/Möglichkeit zur Verbeamtung/Angestelltenverhält-
nis 

 
§ 34 HSG LSA Aufgaben der Professoren und Professorinnen 
(1) 1Die Professoren und Professorinnen nehmen die ihrer Hochschule jeweils ob-
liegenden Aufgaben in Wissenschaft und Kunst, Forschung, Lehre und Weiterbil-
dung sowie Krankenversorgung in ihren Fächern nach näherer Ausgestaltung ihres 
Dienstverhältnisses selbstständig wahr. 2Für den Bereich der Krankenversorgung 
können mit den betreffenden Professoren und Professorinnen auf privatrechtlicher 
Grundlage ergänzende Verträge abgeschlossen werden. 3Die Professoren und Pro-
fessorinnen sind verpflichtet, zur Sicherstellung des Lehrangebots in ihren Fächern 
Lehrveranstaltungen für alle Studiengänge durchzuführen und an Weiterbildungs-
veranstaltungen mitzuwirken. 4Sie haben im Rahmen der für ihr Dienstverhältnis gel-
tenden Regelungen die zur Sicherstellung des Lehrangebots gefassten Entschei-
dungen der Hochschulorgane zu verwirklichen. 
(2) 1Zu den Aufgaben der Professoren und Professorinnen gehören je nach den ihrer 
Hochschule obliegenden Aufgaben insbesondere die 
1. Übernahme von Forschungsprojekten oder künstlerischen Vorhaben bezie-

hungsweise die Mitwirkung an diesen, 
2. Abnahme und Mitwirkung an Prüfungen nach Maßgabe der Prüfungsordnungen, 
3. Förderung der Studierenden und des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Nachwuchses sowie die Betreuung der ihnen zugeordneten wissenschaftlichen 
und künstlerischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, 

4. Mitwirkung bei der Verwaltung, insbesondere der Selbstverwaltung der Hoch-
schule, 

5. Mitwirkung in Verfahren zur Berufung von Hochschullehrern und Hochschulleh-
rerinnen, 

6. gutachterliche Tätigkeit für das Land Sachsen-Anhalt, 
7. Mitwirkung an der Studienreform und Studienfachberatung, 
8. Wahrnehmung von Aufgaben in der Krankenversorgung, 
9. Mitwirkung an Verfahren zur Auswahl und Festlegung der Eignung der Studien-

bewerber und Studienbewerberinnen. 
2Die Tätigkeit eines Professors und einer Professorin in Einrichtungen der Wissen-
schafts- und Kunstförderung kann auf eigenen Antrag vom Rektor oder von der Rek-
torin der jeweiligen Hochschule zur Dienstaufgabe erklärt werden; dem Antrag soll 
entsprochen werden, wenn die Einrichtung überwiegend aus staatlichen Mitteln fi-
nanziert wird und wenn diese Tätigkeit mit der Erfüllung der übrigen Aufgaben des 
Professors und der Professorin vereinbar ist. 3Die einen geringen Umfang über-
schreitende Wahrnehmung von Aufgaben der eigenen Hochschule an einer anderen 
Einrichtung oder an einer Einrichtung im Ausland bedarf der Zustimmung der Leitung 
der jeweiligen Hochschule. 
(3) 1Art und Umfang der von dem einzelnen Professor und der einzelnen Professorin 
wahrzunehmenden Aufgaben richten sich unter Beachtung der Absätze 1 und 2 
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nach der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung der 
Stelle. 2Die Festlegung steht unter dem Vorbehalt einer Überprüfung in angemesse-
nen Abständen. 3Professoren und Professorinnen können für die Dauer von höchs-
tens fünf Jahren Aufgaben ausschließlich oder überwiegend in der Lehre oder der 
Forschung oder im Rahmen von künstlerischen Entwicklungs- oder Forschungsvor-
haben im Bereich der angewandten Forschung übertragen werden, soweit es die 
Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses zulässt und soweit sie zustimmen. 4Dabei 
muss sowohl das Lehrangebot insgesamt aufrechterhalten werden als auch die 
Wahrnehmung der sonstigen Verpflichtungen sichergestellt werden. 5Die Verlänge-
rung ist bis zu einer Dauer von fünf Jahren wiederholt möglich; Satz 3 gilt entspre-
chend. 6Die Entscheidungen nach den Sätzen 3 und 5 trifft die Leitung der Hoch-
schule im Benehmen mit dem Fachbereichsrat. 
(4) 1Die Festlegung oder Veränderung des Dienstverhältnisses und der Funktions-
beschreibung der Stelle eines Professors und einer Professorin sowie die Übertra-
gung von Aufgaben an einer anderen Einrichtung kann auf eigenen Antrag sowie auf 
Vorschlag des Fachbereichsrates, des Senats oder der Leitung der Hochschule 
nach Anhörung des Senats erfolgen und ist dem Ministerium anzuzeigen. 2Der je-
weilige Fachbereich und der oder die Betroffene sind vorher zu hören. 
(5) 1Professoren und Professorinnen haben ihren Wohnsitz so zu nehmen, dass sie 
ihre dienstlichen Aufgaben nach dieser Vorschrift, insbesondere in Lehre, For-
schung, Studienberatung und Betreuung der Studierenden sowie in Gremien der 
Selbstverwaltung, ordnungsgemäß wahrnehmen können. 2Die Hochschulen treffen 
in ihren Grundordnungen oder in besonderen Satzungen, die der Genehmigung des 
Ministeriums bedürfen, Regelungen zur Präsenz der Professoren und Professorin-
nen während der Vorlesungszeit und der vorlesungsfreien Zeit, um eine ordnungs-
gemäße Erfüllung der Lehrverpflichtungen sowie der Prüfungs- und Beratungsauf-
gaben und anderer Dienstaufgaben zu gewährleisten. 3Auch in der vorlesungsfreien 
Zeit ist eine angemessene Anwesenheit und Erreichbarkeit der Professoren und Pro-
fessorinnen sicherzustellen. 4Im Übrigen richtet sich die Anwesenheit der Professo-
ren und Professorinnen nach den ihnen obliegenden Dienstaufgaben. 
(6) Daten, die im Rahmen der Lehrevaluation erhoben und gespeichert wurden, dür-
fen von dem Dekan oder der Dekanin des Fachbereiches sowie von der Leitung der 
Hochschule im Rahmen der von den Hochschulen zu diesem Zweck erlassenen 
Ordnungen und zur Entscheidung über die Gewährung von Leistungszulagen oder 
andere mit der Besoldung oder Vergütung von Professoren und Professorinnen zu-
sammenhängende Fragen übermittelt werden. 
 
§ 38 HSG LSA Dienstrechtliche Stellung der Professoren und Professorinnen 
(1) 1Die Professoren und Professorinnen werden in der Regel zu Beamten oder Be-
amtinnen auf Lebenszeit oder auf Zeit ernannt. 2Beamtenverhältnisse auf Zeit kön-
nen für die Dauer von bis zu fünf Jahren begründet werden. 3Eine erneute Ernen-
nung zum Professor oder zur Professorin auf Zeit ist einmal zulässig. 4Der Eintritt in 
den Ruhestand ist für Professoren und Professorinnen im Beamtenverhältnis auf 
Zeit mit Ablauf der Dienstzeit ausgeschlossen; sie sind mit Ablauf ihrer Dienstzeit 
entlassen. 5Die §§ 57 und 79 Abs. 4 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Sachsen-Anhalt sind nicht anwendbar. 6Im Falle einer Dienstunfähigkeit, die nicht 
auf einem Dienstunfall beruht, finden die für Beamte auf Lebenszeit geltenden Vor-
schriften entsprechende Anwendung mit Ausnahme von §§ 78 Abs. 2 bis 4 und § 79 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Sachsen-Anhalt. 7Vor einer Berufung in 
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ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit können Professoren und Professorinnen auch 
zu Beamten oder Beamtinnen auf Probe ernannt werden. 8Die Probezeit kann bis zu 
drei Jahre betragen. 9Für Professoren und Professorinnen kann auch ein privatrecht-
liches Beschäftigungsverhältnis begründet werden. 10Die Sätze 2, 3, 7 und 8 gelten 
entsprechend. 11Ein Beamtenverhältnis auf Zeit oder ein befristetes privatrechtliches 
Beschäftigungsverhältnis kann auf Antrag des Fachbereichs in ein Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder in ein unbefristetes privatrechtliches Beschäftigungsverhält-
nis umgewandelt werden. 12Stellt ein Juniorprofessor oder eine Juniorprofessorin 
den Antrag nach Satz 11, gilt zusätzlich § 36 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 und Satz 4. 13Ein 
erneutes Berufungsverfahren ist nicht erforderlich. 14Über den Antrag nach Satz 11 
entscheidet abschließend der Senat der Hochschule. 15Das Verfahren ist in einer 
Ordnung zu regeln, die der Senat beschließt und die dem Ministerium anzuzeigen 
ist. 
(2) 1Eine Teilzeitprofessur kann vorgesehen werden, wenn im Interesse der Aktuali-
tät des Lehrangebotes die Verbindung zur Berufswelt aufrechterhalten bleiben soll. 
2Dies gilt auch für eine Juniorprofessur. 3Die Teilzeitprofessur kann im privatrechtli-
chen Beschäftigungsverhältnis oder im Beamtenverhältnis wahrgenommen werden 
und umfasst mindestens die Hälfte der jeweiligen Aufgaben nach § 34 Abs. 1 und 2. 
4An künstlerischen Fachbereichen kann das Arbeitsverhältnis einen geringeren Um-
fang haben. 5§ 76 Abs. 1 Satz 3 des Landesbeamtengesetzes findet keine Anwen-
dung. 
(3) 1Für Professoren und Professorinnen ist ihre Amtsbezeichnung zugleich eine 
akademische Würde. 2Sie darf auch nach dem Ausscheiden aus der Hochschule 
wegen Erreichens der Altersgrenze oder Dienstunfähigkeit ohne den Zusatz „außer 
Dienst“ (a.D.) geführt werden. 3Bei Ausscheiden aus anderen Gründen darf die aka-
demische Bezeichnung „Professor“ oder „Professorin“ auf Vorschlag des Fachberei-
ches mit Zustimmung der Leitung der Hochschule weitergeführt werden, wenn die 
Person mindestens fünf Jahre ein Professorenamt bekleidet hat. 4Auf diesen Zeit-
raum können Zeiten, die in einem Probeverhältnis gemäß Absatz 1 Satz 8 oder in-
nerhalb einer Juniorprofessur abgeleistet werden, angerechnet werden. 5Die Füh-
rungsberechtigung kann auf Vorschlag der Hochschule durch das Ministerium bei 
Unwürdigkeit entzogen werden. 
(4) 1Der Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze 
wird zum Ende des Semesters wirksam, in dem der Professor oder die Professorin 
die gesetzliche Altersgrenze erreicht. 2Erfolgt die Versetzung in den Ruhestand auf 
Antrag, so soll sie zum Ende eines Semesters ausgesprochen werden, es sei denn, 
dass gesundheitliche Gründe entgegenstehen. 3Eine Entlassung aus dem Beamten-
verhältnis auf Antrag kann bis zum Ende des Semesters hinausgeschoben werden, 
wenn dienstliche Belange dies erfordern. 
(5) 1Ein privatrechtliches Beschäftigungsverhältnis kann insbesondere dann begrün-
det werden, wenn eine befristete Tätigkeit vorgesehen ist. 2Professoren und Profes-
sorinnen, die in einem privatrechtlichen Beschäftigungsverhältnis stehen, können 
die Amtsbezeichnung der entsprechenden beamteten Professoren oder Professo-
rinnen als Berufsbezeichnung führen. 
(6) 1Den Professoren und Professorinnen stehen nach dem Eintritt in den Ruhestand 
die mit der Lehrbefugnis verbundenen Rechte zur Abhaltung von Lehrveranstaltun-
gen und zur Beteiligung an Prüfungsverfahren zu. 2Die Lehr- und Forschungsein-
richtungen der Hochschule sind den Professoren und Professorinnen im Ruhestand 
nach Maßgabe der Verwaltungs- und Benutzungsordnungen zugänglich zu machen. 
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(7) 1Professoren und Professorinnen können nach Eintritt in den Ruhestand mit der 
übergangsweisen Wahrnehmung von Aufgaben in Lehre, Forschung, Weiterbildung 
oder Kunst durch den Rektor oder die Rektorin, von Aufgaben der Krankenversor-
gung am Universitätsklinikum durch den Klinikumsvorstand befristet beauftragt wer-
den oder diese Aufgaben im Rahmen eines privatrechtlichen Vertragsverhältnisses 
befristet ausüben. 2Sie können für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben die 
Bezeichnung „Seniorprofessor“ oder „Seniorprofessorin“ führen und eine Vergütung 
erhalten. 3Näheres können die Hochschulen durch Ordnung regeln. 
 
§ 41 HSG LSA Dienstrechtliche Stellung der Juniorprofessoren und Juniorpro-
fessorinnen 
(1) 1Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen werden für die Dauer von drei Jah-
ren zu Beamten auf Zeit ernannt. 2Das Beamtenverhältnis des Juniorprofessors und 
der Juniorprofessorin soll mit deren Zustimmung im Laufe des dritten Jahres um 
weitere drei Jahre vom Rektor auf Vorschlag des Fakultäts- beziehungsweise Fach-
bereichsrates verlängert werden, wenn er oder sie sich in seinem oder ihrem Amt 
bewährt hat. 3Die Entscheidung über die Bewährung des Juniorprofessors oder der 
Juniorprofessorin nach Satz 2 trifft der Senat auf Vorschlag des Fachbereichsrates 
unter Berücksichtigung einer Lehrevaluation und von zwei Begutachtungen der Leis-
tungen in der Forschung durch Professoren und Professorinnen, die der Hochschule 
nicht angehören. 4Das Verfahren hierzu regelt die Grundordnung. 5Anderenfalls kann 
das Beamtenverhältnis mit Zustimmung des Juniorprofessors oder der Juniorprofes-
sorin um bis zu einem Jahr verlängert werden. 6Eine weitere Verlängerung ist abge-
sehen von den Fällen des § 46 Abs. 4 nicht zulässig; dies gilt auch für eine erneute 
Einstellung als Juniorprofessor oder Juniorprofessorin. 7Ein Eintritt in den Ruhestand 
nach Ablauf der Amtszeit ist ausgeschlossen; der Juniorprofessor oder die Junior-
professorin ist mit Ablauf der Amtszeit entlassen. 8§ 38 Abs. 1 Satz 5 und 6 gilt ent-
sprechend. 
(2) Auf Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen sind die Vorschriften für Beamte 
auf Lebenszeit entsprechend anwendbar, soweit dieses Gesetz nicht entgegensteht. 
(3) 1Für die Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen kann auch ein privatrecht-
liches Beschäftigungsverhältnis begründet werden. 2In diesem Fall gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 
(4) 1Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen führen die Bezeichnung „Juniorpro-
fessor“ oder „Juniorprofessorin“. 2Liegen die Voraussetzungen für eine Verlängerung 
nach Absatz 1 Satz 2 vor, so kann der Juniorprofessor oder die Juniorprofessorin 
nach Ablauf des Beamten- beziehungsweise des privatrechtlichen Beschäftigungs-
verhältnisses die Bezeichnung „Privatdozent“ oder „Privatdozentin“ führen. 3Die Vor-
schriften des § 48 finden entsprechende Anwendung. 
(5) Im Übrigen sind auf Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen die Regelungen 
dieses Gesetzes für Professoren und Professorinnen entsprechend anwendbar, so-
weit dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnungen 
nicht entgegenstehen. 
 
§ 46 HSG LSA Anwendung beamtenrechtlicher und anderer Vorschriften 
(1) Auf das beamtete wissenschaftliche und künstlerische Personal finden die Vor-
schriften des Landesbeamtengesetzes Anwendung, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. 
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(2) 1Soweit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen enthält, sind die Vor-
schriften über die Laufbahnen, den einstweiligen Ruhestand und die Probezeit auf 
Professoren, Professorinnen, beamtete wissenschaftliche und künstlerische Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen nicht anzuwenden. 2Die Vorschriften über die Arbeitszeit 
mit Ausnahme der §§ 64 bis 66 des Landesbeamtengesetzes sind auf Hochschul-
lehrer oder Hochschullehrerinnen nicht anzuwenden; erfordert jedoch der Aufgaben-
bereich einer Hochschuleinrichtung eine regelmäßige oder planmäßige Anwesen-
heit der Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, so kann die Arbeitszeit nach § 
63 des Landesbeamtengesetzes geregelt werden. 3Die Vorschriften über den Verlust 
der Bezüge wegen nicht genehmigten schuldhaften Fernbleibens vom Dienst sind 
anzuwenden. 4Zuständige Behörde im Sinne des § 39 Abs. 4 des Landesbeamten-
gesetzes ist die Leitung der Hochschule; sie entscheidet im Einvernehmen mit dem 
Dekan oder der Dekanin der Fakultät, der der Antragsteller oder die Antragstellerin 
angehört. 
(3) 1Beamtete Professoren und Professorinnen können nur mit ihrer Zustimmung 
abgeordnet oder versetzt werden. 2Abordnung und Versetzung in ein Professoren-
amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne Zustimmung des Professors oder 
der Professorin zulässig, wenn die Hochschule oder die Hochschuleinrichtung, an 
der diese tätig sind, aufgelöst oder mit einer anderen Hochschule zusammenge-
schlossen oder wenn der Arbeitsbereich oder die Studien- oder Fachrichtung, in der 
diese tätig sind, ganz oder teilweise aufgegeben oder an eine andere Hochschule 
verlegt wird; diese Personen sind vorher zu hören. 3In diesen Fällen beschränkt sich 
eine Mitwirkung der aufnehmenden Hochschule oder Hochschuleinrichtung bei der 
Einstellung dieser Personen auf eine Anhörung. 4Eine Abordnung oder Versetzung 
gemäß Satz 2 und 3 in ein Amt an eine andere Einrichtung ist zulässig, wenn sie mit 
einer Freistellung zum Erwerb auf die Aufgabenwahrnehmung bezogener zusätzli-
cher Kenntnisse und Erfahrungen verbunden ist. 5Anstelle oder zur Vorbereitung ei-
ner Maßnahme nach den Sätzen 2 und 4 kann § 34 Abs. 4 entsprechende Anwen-
dung finden. 6Eine Abordnung oder Teilabordnung von Professoren und Professorin-
nen durch die nach der Grundordnung zuständigen Organe ist ferner zulässig auf-
grund einer Kooperationsvereinbarung der betreffenden Hochschulen, insbeson-
dere dann, wenn dies zur Gewährleistung des notwendigen Lehrangebots an der 
anderen Hochschule oder Hochschuleinrichtung erforderlich ist und an der Hoch-
schule, an der die Professoren und Professorinnen tätig sind, ein ihrer vollen Lehr-
verpflichtung entsprechender Bedarf nicht besteht. 
(4) 1Soweit Professoren, Professorinnen, Juniorprofessoren, Juniorprofessorinnen, 
wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Beamte oder 
Beamtinnen auf Zeit sind, ist das Dienstverhältnis, sofern dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen, auf Antrag zu verlängern um 
1. Zeiten einer Beurlaubung oder einer Ermäßigung der Arbeitszeit um mindestens 

ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit, die für die Betreuung oder Pflege eines 
oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren, auch wenn hinsichtlich des Kindes die 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 1 Satz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetzes vorliegen, oder pflegebedürftiger sonstiger Angehöriger gewährt wor-
den sind, 

2. Zeiten einer Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit 
oder eine außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführte wis-
senschaftliche, künstlerische oder berufliche Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 
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3. Zeiten einer Inanspruchnahme von Elternzeit und von Schutzfristen oder Be-
schäftigungsverboten nach § 82 des Landesbeamtengesetzes sowie von Urlaub 
ohne Besoldung und Teilzeitbeschäftigungen aus familiären Gründen nach § 65 
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes sowie Familienpflege-
zeiten nach § 65a Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes in dem Umfang, in dem 
jeweils die Freistellung von der Arbeitsleistung erfolgt ist, 

4. Zeiten des Grundwehr- und Bundesfreiwilligendienstes, 
5. Zeiten einer Freistellung im Umfang von mindestens einem Fünftel der regelmä-

ßigen Arbeitszeit zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Personal- oder 
Schwerbehindertenvertretung, von Aufgaben eines oder einer Gleichstellungs-
beauftragten oder zur Ausübung eines mit dem Amt zu vereinbarenden Mandats, 

6. Zeiten einer über sechs Wochen dauernden Berufsunfähigkeit. 
2In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1, 2 und 4 soll die Verlängerung die Dauer von 
jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. 3Eine Verlängerung nach Satz 1 wird nicht 
auf die zulässige Befristungsdauer angerechnet. 
(5) 1Ab 100 Schwerbehinderten wird ein Vertrauensmann oder eine Vertrauensfrau 
in Umsetzung des § 179 Absatz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in vollem 
Umfang freigestellt. 2Bei weniger zu betreuenden Schwerbehinderten erfolgt eine 
entsprechend reduzierte teilweise Freistellung. 
(6) [weggefallen] 
(7) 1Professoren und Professorinnen haben ihren Erholungsurlaub während der vor-
lesungsfreien Zeit im Kalenderjahr oder bis zum 31. März des Folgejahres zu neh-
men, es sei denn, dass dienstliche Gründe eine andere Regelung erfordern. 2Das 
Gleiche gilt für Heilkuren. 3§ 7 Abs. 2 der Urlaubsverordnung Sachsen-Anhalt findet 
keine Anwendung. 4Innerhalb dieses Zeitraumes bestimmen Professoren und Pro-
fessorinnen unter Berücksichtigung ihrer dienstlichen Aufgaben, zu welchen Zeiten 
sie ihren Erholungsurlaub nehmen, und zeigen dies dem zuständigen Dekan oder 
der zuständigen Dekanin an. 5Erholungsurlaub verfällt abweichend von § 7 Abs. 3 
der Urlaubsverordnung Sachsen-Anhalt nicht, soweit er wegen Erkrankung bis zurn 
Ablauf der Verfallfrist nach Satz 1 nicht genommen werden konnte. 6Der Urlaubsan-
spruch verfällt nach Ablauf weiterer zwölf Monate, wenn er nicht innerhalb dieser 
Frist angetreten wurde. 
(8) Soweit für Professoren und Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofes-
sorinnen ein befristetes privatrechtliches Beschäftigungsverhältnis begründet wor-
den ist, gilt Absatz 4 außer in den in den §§ 64 und 65 des Landesbeamtengesetzes 
geregelten Fällen der Beurlaubung und Teilzeitbeschäftigung entsprechend. 
(9) Für nichtbeamtete Mitglieder des hauptberuflichen wissenschaftlichen Perso-
nals, die im Interesse ihrer Forschungs- und Lehrtätigkeit beurlaubt worden sind und 
in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Unfall erleiden, kann Unfallfürsorge 
entsprechend § 38 Abs. 5 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Sachsen-An-
halt gewährt werden. 
(10) 1Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte der Rektoren, Rektorinnen, Präsi-
denten, Präsidentinnen, Prorektoren, Prorektorinnen, Mitglieder des Präsidiums, 
Kanzler und Kanzlerinnen ist der Minister oder die Ministerin. 2Bestimmte Befugnisse 
des Ministers oder der Ministerin als Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte kön-
nen allgemein oder im Einzelfall auf die Rektoren, Rektorinnen, Präsidenten oder 
Präsidentinnen übertragen werden. 
(11) 1Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte des Hochschulpersonals mit Aus-
nahme des sonstigen Personals ist der Rektor, die Rektorin, der Präsident oder die 
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Präsidentin. 2Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte des sonstigen Personals ist 
der Kanzler oder die Kanzlerin. 3Die Grundordnung kann vorsehen, dass bestimmte 
Befugnisse an den Kanzler oder die Kanzlerin oder andere Mitglieder des Rektorates 
beziehungsweise des Präsidiums übertragen werden können. 
(12) 1Das Recht von Professoren und Professorinnen, aufgrund eines nach § 76 des 
Hochschulrahmengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Januar 
1999 (BGBl. I S. 18), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. April 
2007 (BGBl. I S. 506, 507), ergangenen Gesetzes eines anderen Landes von ihren 
amtlichen Pflichten entbunden zu werden (Entpflichtung), bleibt bei einem Wechsel 
in den Dienst des Landes Sachsen-Anhalt unberührt. 2Die Entpflichtung wird mit dem 
Ende des Monats wirksam, in dem das laufende Semester beendet wird. 3Satz 1 
findet auf Antrag des Professors oder der Professorin keine Anwendung; der Antrag 
kann nur gestellt werden, solange der Professor oder die Professorin noch nicht ent-
pflichtet ist. 
 
§ 7 BeamtStG2 Voraussetzungen des Beamtenverhältnisses 
(1) 1In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer 
1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgeset-

zes ist oder die Staatsangehörigkeit 
a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder 
c) eines Drittstaates, dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäi-

sche Union vertraglich einen entsprechenden Anspruch auf Anerkennung 
von Berufsqualifikationen eingeräumt haben, 

besitzt, 
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundord-

nung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Befähigung besitzt. 
2In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen werden, wer unveränderliche Merkmale 
des Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Erfüllung der Pflichten nach § 34 Absatz 
2 nicht vereinbar sind. 
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur eine Deutsche oder ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes in ein Beamtenverhältnis beru-
fen werden. 
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 können nur zugelassen werden, 
wenn 
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des Beamten ein dringendes dienstliches 

Interesse besteht oder 
2. bei der Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern und anderen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals in das Beamtenverhältnis andere wichtige Gründe vorliegen. 

b) Besoldung 

 
§ 27 LBesG LSA3 Besoldungsordnung W 
1Die Ämter der Professorinnen und Professoren an Hochschulen und ihre Besol-
dungsgruppen sind in der Besoldungsordnung W (Anlage 2) geregelt. 2Die 
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Grundgehaltssätze sind in der Anlage 4 ausgewiesen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch für hauptberufliche Leiterinnen oder Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien 
an Hochschulen, die nicht Professorinnen oder Professoren sind, soweit ihre Ämter 
nicht Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B zugewiesen sind. 
 
§ 28 LBesG LSA Leistungsbezüge 
(1) In den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 werden neben dem als Mindestbezug 
gewährten Grundgehalt variable Leistungsbezüge vergeben: 
1. Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge aus Anlass von Berufungs- und Bleibe-

verhandlungen, 
2. besondere Leistungsbezüge für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, 

Kunst, Weiterbildung, Nachwuchsförderung oder Krankenversorgung, 
3. Funktions-Leistungsbezüge für die Wahrnehmung von Funktionen oder beson-

deren Aufgaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der Hoch-
schulleitung. 

(2) 1Leistungsbezüge dürfen grundsätzlich den Unterschiedsbetrag zwischen den 
Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 nicht 
übersteigen. 2Sie dürfen ausnahmsweise höher als dieser Unterschiedsbetrag aus-
fallen, wenn dies erforderlich ist, um die Professorin oder den Professor aus dem 
Bereich außerhalb der deutschen Hochschulen zu gewinnen oder um die Abwande-
rung der Professorin oder des Professors in den Bereich außerhalb der deutschen 
Hochschulen abzuwenden. 3Leistungsbezüge dürfen den Unterschiedsbetrag zwi-
schen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe 
B 10 ferner übersteigen, wenn die Professorin oder der Professor bereits an ihrer 
oder seiner bisherigen Hochschule Leistungsbezüge erhält, die den Unterschieds-
betrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besol-
dungsgruppe B 10 übersteigen, und dies erforderlich ist, um die Professorin oder 
den Professor für eine Hochschule in Sachsen-Anhalt zu gewinnen oder ihre oder 
seine Abwanderung an eine andere deutsche Hochschule zu verhindern. 4Die 
Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für hauptberufliche Leiterinnen oder Leiter an 
Hochschulen, die nicht Professorin oder Professor sind. 
 
§ 29 LBesG LSA Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 
(1) Bei der Bemessung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen aus Anlass 
von Berufungs- und Bleibeverhandlungen sind insbesondere die individuelle Quali-
fikation, vorliegende Evaluationsergebnisse, die Bewerberlage und die Arbeitsmarkt-
situation in dem jeweiligen Fach sowie das besondere Profil des Faches und der 
Hochschule zu berücksichtigen. 
(2) Die Gewährung von Bleibe-Leistungsbezügen ist nur zulässig, wenn die Profes-
sorin oder der Professor dem Dienstherrn den Ruf an eine andere Hochschule oder 
eine schriftliche Einstellungszusage eines anderen Arbeitgebers nachweist. 
(3) 1Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge können monatlich befristet oder unbe-
fristet sowie als Prämie gewährt werden. 2Seit der letzten Gewährung sollen min-
destens drei Jahre vergangen sein. 3Unbefristet gewährte Berufungs- oder Bleibe-
Leistungsbezüge nehmen an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen mit dem 
Vomhundertsatz teil, um den die Grundgehälter der jeweiligen Besoldungsgruppe 
der Besoldungsordnung W angepasst werden. 4Werden nicht ausnahmsweise hö-
here Leistungsbezüge nach § 28 Abs. 2 Satz 2 und 3 gewährt, dürfen die Leistungs-
bezüge den Unterschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der 
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Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 auch nach der Besoldungs-
anpassung nicht übersteigen. 
 
§ 30 LBesG LSA Besondere Leistungsbezüge 
(1) 1Für besondere Leistungen in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiter-
bildung, Nachwuchsförderung oder Krankenversorgung, die erheblich über dem 
Durchschnitt liegen und in der Regel über mehrere Jahre erbracht werden müssen, 
können besondere Leistungsbezüge gewährt werden. 2Sie können als Prämie oder 
als monatliche Zulage für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren gewährt wer-
den. 3Eine erneute Gewährung ist zulässig. 4Im Falle einer erneuten Gewährung 
können laufende besondere Leistungsbezüge unbefristet vergeben werden. 5Die 
Gewährung der besonderen Leistungsbezüge kann im Falle des erheblichen Leis-
tungsabfalls für die Zukunft widerrufen werden. 
(2) 1Werden die Leistungsbezüge als unbefristete monatliche Zulagen gewährt, neh-
men sie an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen mit dem Vomhundertsatz 
teil, um den die Grundgehälter der jeweiligen Besoldungsgruppe der Besoldungs-
ordnung W angepasst werden. 2Werden nicht ausnahmsweise höhere Leistungsbe-
züge nach § 28 Abs. 2 Satz 2 und 3 gewährt, dürfen die Leistungsbezüge den Un-
terschiedsbetrag zwischen den Grundgehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der 
Besoldungsgruppe B 10 auch nach der Besoldungsanpassung nicht übersteigen. 
 
§ 31 LBesG LSA Funktions-Leistungsbezüge 
(1) 1Den Rektorinnen und Rektoren oder Präsidentinnen und Präsidenten sowie an-
deren hauptberuflichen Mitgliedern der Hochschulleitung im Sinne des § 27 Satz 3 
mit Ausnahme des Kanzlers oder der Kanzlerin der Fachhochschule Polizei Sach-
sen-Anhalt wird für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben von dem für Hoch-
schulen zuständigen Ministerium ein Funktions-Leistungsbezug gewährt. 2Für die 
Wahrnehmung von sonstigen Funktionen oder besonderen Aufgaben im Rahmen 
der Hochschulselbstverwaltung oder -leitung können Funktions-Leistungsbezüge 
gewährt werden. 3Bei der Bemessung des Funktions-Leistungsbezuges sind insbe-
sondere die im Einzelfall mit der Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung 
sowie die Größe der Hochschule zu berücksichtigen. 4Der Grundsatz der funktions-
gerechten Besoldung ist zu wahren. 
(2) 1Für die Übernahme einer mit Absatz 1 Satz 1 gleichwertigen Leitungsfunktion 
im Rahmen eines gemeinsamen Berufungsverfahrens gemäß § 37 des Hochschul-
gesetzes gilt Absatz 1 Satz 1, 3 und 4 entsprechend mit der Maßgabe, dass der 
Funktions-Leistungsbezug von der jeweiligen Hochschule im Einvernehmen mit der 
jeweiligen Forschungseinrichtung gewährt wird. 2Im Übrigen gilt Absatz 1 Satz 2 
bis 4 entsprechend. 
(3) 1Unbeschadet der Regelungen des Absatzes 1 können hauptberuflichen Mitglie-
dern der Hochschulleitung nach § 27 Satz 3 weitere Funktions-Leistungsbezüge als 
feste Beträge monatlich oder als Einmalzahlung gewährt werden. 2Die Gewährung 
kann insbesondere von der Erreichung vereinbarter Ziele, von Projektergebnissen 
oder von der Wiederwahl abhängig gemacht werden. 3Sie ist auch zulässig, um die 
Abwanderung in den Bereich außerhalb der Hochschulen des Landes Sachsen-An-
halt abzuwenden. 4Die Gewährung setzt in diesem Fall voraus, dass das konkrete 
Einstellungsangebot eines anderen Arbeitgebers oder Dienstherrn vorgelegt wird. 
5Die nach den Sätzen 1 bis 4 gewährten Funktions-Leistungsbezüge nehmen an den 
allgemeinen Besoldungsanpassungen nicht teil. 
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(4) 1Funktions-Leistungsbezüge nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 nehmen 
an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen mit dem Vomhundertsatz teil, um 
den die Grundgehälter der jeweiligen Besoldungsgruppe angepasst werden. 2Wer-
den nicht ausnahmsweise höhere Leistungsbezüge nach § 28 Abs. 2 Satz 2 und 3 
gewährt, dürfen die Leistungsbezüge den Unterschiedsbetrag zwischen den Grund-
gehältern der Besoldungsgruppe W 3 und der Besoldungsgruppe B 10 auch nach 
der Besoldungsanpassung nicht übersteigen. 
 
§ 33 LBesG LSA Forschungs- und Lehrzulage 
1Professorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, die 
Drittmittel, die nicht aus dem Landeshaushalt stammen, für Forschungs- oder Lehr-
vorhaben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben im Hauptamt ohne An-
rechnung auf die Lehrverpflichtung durchführen, kann für die Dauer des Drittmittel-
zuflusses aus diesen Mitteln eine nicht ruhegehaltfähige Zulage gewährt werden, 
sofern die Zweckbestimmung dieser Mittel nicht entgegensteht. 2Die Zulage darf nur 
gewährt werden, wenn durch die zur Verfügung gestellten Drittmittel die übrigen Kos-
ten des Forschungs- und Lehrvorhabens gedeckt sind. 3Forschungs- und Lehrzula-
gen dürfen zusammen jährlich 100 v.H. des Jahresgrundgehalts der Professorin, 
des Professors, der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors nicht überschrei-
ten. 
 
§ 35 LBesG LSA Verordnungsermächtigungen 
Das für Hochschulen zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit dem für 
Besoldung zuständigen Ministerium durch Verordnung Vorschriften über das Verfah-
ren und die Zuständigkeit für die Gewährung sowie die Voraussetzungen und die 
Kriterien der Gewährung von Leistungsbezügen. 
 
Anlage 24 (zu § 27 Satz 1) Besoldungsordnung W 
 
Vorbemerkungen 
 
1. Zulage für Professorinnen und Professoren bei obersten Gerichtshöfen des Bun-
des oder bei obersten Behörden des Bundes oder eines anderen Landes 
(1) Professorinnen und Professoren erhalten während der Verwendung bei obersten 
Gerichtshöfen des Bundes oder bei obersten Behörden des Bundes oder eines an-
deren Landes, der oder das für seine Professorinnen und Professoren bei seinen 
obersten Behörden oder obersten Gerichtshöfen eine Zulagenregelung getroffen 
hat, die Stellenzulage in der nach dem Besoldungsrecht des Bundes oder dieses 
Landes bestimmten Höhe, wenn der Dienstherr, bei dem die Professorin oder der 
Professor verwendet wird, diese Stellenzulage erstattet. 
(2) Die Konkurrenz- und Anrechnungsregelungen des Bundes oder des Landes, bei 
dem die Verwendung erfolgt, sind anzuwenden. 
(3) § 41 findet bei Beendigung der Verwendung keine Anwendung. 
 
2. Bewährungszulage für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren der Besoldungsgruppe W 1 erhalten, 
wenn sie sich als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer bewährt haben, ab dem 
Zeitpunkt der ersten Verlängerung des Beamtenverhältnisses auf Zeit eine nicht ru-
hegehaltfähige Zulage in Höhe von monatlich 312 Euro. 
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3. Dienstbezüge für Professorinnen und Professoren als Richterinnen und Richter 
Professorinnen und Professoren an einer Hochschule, die zugleich das Amt einer 
Richterin oder eines Richters in den Besoldungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, 
erhalten für die Dauer der Ausübung beider Ämter die Besoldung aus ihrem Amt als 
Professorin oder Professor und eine nicht ruhegehaltfähige Zulage. Die Zulage be-
trägt, wenn die Professorin oder der Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 
ausübt, monatlich 246,65 Euro, wenn sie oder er ein Amt der Besoldungsgruppe R 
2 ausübt, monatlich 276,10 Euro. 
 
Besoldungsordnung W 
 
Besoldungsgruppe W 1 
 
Juniorprofessorin oder Juniorprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 2 
 
1. Präsidentin oder Präsident der … 
2. Professorin oder Professor an einer Fachhochschule 
3. Professorin oder Professor an der Burg Giebichenstein Kunsthochschule Halle 
4. Rektorin oder Rektor der … 
5. Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor 
 
Besoldungsgruppe W 3 
 
1. Kanzlerin oder Kanzler der … 
2. Präsidentin oder Präsident der … 
3. Professorin oder Professor an einer Fachhochschule 
4. Professorin oder Professor an der Burg Giebichenstein Kunsthochschule Halle 
5. Rektorin oder Rektor der … 
6. Universitätsprofessorin oder Universitätsprofessor 
 

 
 

1 Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (HSG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Juli 2021, GVBl. LSA S. 368; Neubekanntmachung des HSG LSA v. 1. Juli 2021, GVBl. LSA S. 368, 
in der ab 21. Januar 2021 geltenden Fassung. 
2 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern (Beamtensta-
tusgesetz – BeamtStG) vom 17. Juni 2008, BGBl. I S. 1010; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 389. 
3 Besoldungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Landesbesoldungsgesetz – LBesG LSA) vom 8. Feb-
ruar 2011, GVBl. LSA S. 68; zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2024, GVBl. LSA S. 
172.  
4 Anlage 2: Text gilt seit 01. Januar 2023. 
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